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Gegenüberstellung Satzung vom 27.7.2004 und geplante Änderungen ab 23.7.2013 
 

Änderungen sind aus Gründen der Übersicht und der erleichterten Auffindbarkeit unterstrichen;  
Untersteichungen bilden keinen Bestandteil einer Satzung.  

Die alten § 14 Abs. 5, 6, 7, und 8 sind im neuen § 15 berücksichtigt 
(ohne Änderungen neue Rechtsschreibung und formale Änderungen)  

 
 

2004 2013 

 
§ 1 Rechtsform und Firma 
 
Die Gesellschaft ist im Jahre 1868 zum 
Zweck des Betriebes von Pferdeeisenbahnen 
errichtet worden. Sie ist eine Aktiengesell-
schaft und führt die Firma »Stuttgarter Stra-
ßenbahnen Aktiengesellschaft«. 
 

 
§ 1 Rechtsform und Firma 
 
Die Gesellschaft ist im Jahre 1868 zum 
Zweck des Betriebes von Pferdeeisenbahnen 
errichtet worden. Sie ist eine Aktiengesell-
schaft und führt die Firma »Stuttgarter Stra-
ßenbahnen Aktiengesellschaft«. 
 

 
§ 2 Sitz der Gesellschaft 
 
Der Sitz der Gesellschaft ist Stuttgart. 
 

 
§ 2 Sitz der Gesellschaft 
 
Der Sitz der Gesellschaft ist Stuttgart. 
 

 
§ 3 Gegenstand des Unternehmens 
 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die 

Bedienung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs im Rahmen seiner kommu-
nalen Aufgabenstellung in Stuttgart und 
dessen Umland, insbesondere mit Stadt-
bahnen, Straßenbahnen und Omnibus-
sen. Die vorhandene Infrastruktur soll für 
weitere Dienstleistungen mitgenutzt wer-
den. Hierzu gehören insbesondere die 
Telekommunikation sowie die Verwaltung 
und Verwertung von betriebseigenen 
Grundstücken und Gebäuden. 

 
 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen 

und Geschäften berechtigt, durch die der 
genannte Gesellschaftszweck gefördert 
werden kann. Sie kann sich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben an anderen Unternehmen 
beteiligen, fremde Unternehmen erwer-
ben sowie Hilfs- und Nebenbetriebe er-
richten. 

 

 
§ 3 Gegenstand des Unternehmens 
 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die 

Bedienung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs im Rahmen seiner kommu-
nalen Aufgabenstellung in Stuttgart und 
dessen Umland, insbesondere mit 
Stadtbahnen, Straßenbahnen und Om-
nibussen. Die vorhandene Infrastruktur 
soll für weitere Dienstleistungen mit ge-
nutzt werden. Hierzu gehören insbeson-
dere die Telekommunikation sowie die 
Verwaltung und Verwertung von be-
triebseigenen Grundstücken und Ge-
bäuden. 

 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen  

und Geschäften berechtigt, durch die der 
genannte Gesellschaftszweck gefördert 
werden kann. Sie kann sich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben an anderen Unternehmen 
beteiligen, fremde Unternehmen erwerben 
sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten. 
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§ 4 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 
 
(1)   Die Dauer der Gesellschaft ist nicht be-

grenzt. 
 
(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

 
§ 4 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 
 
(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht be-

grenzt. 
 
(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

 
§ 5 Grundkapital 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt  
€ 140.093.975,45 (in Worten: 
Einhundertvierzig- Millionen dreiundneunzig-
tausendneunhundertfünfundsiebzig 45/100) 
und ist eingeteilt in 2.740.000 Aktien (Stück-
aktien), die auf den Namen lauten. 
 

 
§ 5 Grundkapital 
 
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt  
€ 142.000.000 (in Worten: 
Einhundertzweiundvierzig Millionen) und ist 
eingeteilt in 2.775.178 Aktien (Stückaktien), 
die auf den Namen lauten. 
 
 

 
§ 6 Form der Aktien 
 
(1) Die Form der Aktien, Gewinnanteilschei-

ne und Erneuerungsscheine bestimmt 
der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates. 

 
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbrie-

fung seines Anteils ist ausgeschlossen. 
 
 

 
§ 6 Form der Aktien 
 
(1) Die Form der Aktien, Gewinnanteilschei-

ne und Erneuerungsscheine bestimmt 
der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates. 

 
(2) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbrie-

fung seines Anteils ist ausgeschlossen. 
 

 
§ 7 Vorstand und Vertretung der Gesellschaft 
 
(1) Der Vorstand besteht aus mehreren Mit-

gliedern; der Aufsichtsrat bestellt die Vor-
standsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. 

 
 

(2) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-
ordnung, die der Zustimmung des Auf-
sichtsrates bedarf. 

 
(3) Die Gesellschaft wird durch zwei Vor-

standsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied und einen Prokuristen ver-
treten. 

 

 
§ 7 Vorstand und Vertretung der Gesellschaft 
 
(1) Der Vorstand besteht aus mehreren Mit-

gliedern; der Aufsichtsrat bestellt die 
Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre 
Zahl. 

 
(2) Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts-

ordnung, die der Zustimmung des Auf-
sichtsrates bedarf. 

(3) Die Gesellschaft wird durch zwei Vor-
standsmitglieder oder durch ein Vor-
standsmitglied in Gemeinschaft mit ei-
nem Prokuristen vertreten. 
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§ 8 Zusammensetzung und Amtszeit des Auf-
sichtsrates, Wahl von Ersatzmitgliedern 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitglie-

dern, und zwar aus 10 Aufsichtsratsmit-
gliedern der Anteilseigner und 10 Auf-
sichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer. 

 
(2) Der Aktionär Stadt Stuttgart ist berechtigt, 

zwei Mitglieder in den Aufsichtsrat zu 
entsenden. 

 
 
(3) Die Amtszeit des Aufsichtsrates läuft ab 

mit Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das 4. Ge-
schäftsjahr nach dem Beginn der Amts-
zeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in 
dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mit-
gerechnet. 

 
 
(4) Bei den Wahlen zum Aufsichtsrat kann 

für jedes Mitglied des Aufsichtsrates ein 
Ersatzmitglied gewählt werden. Das Er-
satzmitglied tritt für die Dauer der restli-
chen Amtszeit des ausscheidenden or-
dentlichen Mitgliedes an dessen Stelle. 

 
(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann 

sein Amt durch eine an den Vorstand zu 
richtende schriftliche Erklärung niederle-
gen. Dasselbe gilt für ein Ersatzmitglied. 

 
 
(6) Scheidet ein von der Stadt Stuttgart ent-

sandtes Mitglied aus, so entsendet die 
Stadt unverzüglich einen Nachfolger. Die 
Amtszeit des so entsandten Mitglieds ist 
die restliche Amtszeit des ausgeschiede-
nen Mitglieds. 
 

(4) Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder 
allen Vorstandsmitgliedern Einzelvertre-
tungsbefugnis und/oder die Befugnis, im 
Namen der Gesellschaft mit sich als Ver-
treter eines Dritten Rechtsgeschäfte ab-
zuschließen, erteilen. 

 
§ 8 Zusammensetzung und Amtszeit des 
Aufsichtsrates, Wahl von Ersatzmitgliedern 
 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitglie-

dern, und zwar aus 10 Aufsichtsratsmit-
gliedern der Anteilseigner und 10 Auf-
sichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer. 
 

(2) Die Aktionärin Landeshauptstadt Stutt-
gart ist berechtigt, zwei Aufsichtsratsmit-
glieder der Anteilseigner durch Entsen-
dung zu bestellen. Wiederholte Bestel-
lungen sind zulässig. 

 
(3) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder 

endet mit Beendigung der Hauptver-
sammlung, die über die Entlastung für 
das vierte Geschäftsjahr nach dem Be-
ginn der Amtszeit beschließt, wobei das 
Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-
gonnen hat, nicht mitgerechnet wird. Die 
Hauptversammlung kann in dem Wahl-
beschluss kürzere Amtszeiten vorsehen. 
 

(4) Für jedes zu wählende Mitglied des Auf-
sichtsrates kann ein Ersatzmitglied ge-
wählt werden. Das Ersatzmitglied tritt für 
die Dauer der restlichen Amtszeit des 
ausscheidenden Mitgliedes an dessen 
Stelle. 
 

(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann 
sein Amt unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft niederlegen. 
Dasselbe gilt für ein Ersatzmitglied. 

 
(6) Scheidet ein von der Landeshauptstadt 

Stuttgart entsandtes Mitglied aus, so 
entsendet die Stadt unverzüglich einen 
Nachfolger. Die Amtszeit des so ent-
sandten Mitglieds ist die restliche Amts-
zeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 
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§ 9 Vorsitz, Einberufung und Beschlussfas-
sung des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 

einen Vorsitzenden und einen Stellvertre-
ter für die durch § 8 festgelegte Amtszeit. 

 
 
 

(2) Der Vorsitzende oder im Verhinderungs-
fall sein Stellvertreter beruft den Auf-
sichtsrat ein, so oft die Geschäfte es er-
fordern, oder wenn es vom Vorstand 
oder einem Aufsichtsratsmitglied bean-
tragt wird. Der Aufsichtsrat muss zwei 
Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. 
Der Aufsichtsrat kann allerdings be-
schließen, dass nur eine Sitzung im Ka-
lenderhalbjahr abzuhalten ist. Der Vor-
stand nimmt an den Sitzungen des Auf-
sichtsrates teil, wenn nicht der Aufsichts-
rat hierüber im Einzelfall anders ent-
scheidet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Aufsichtsrat ist schriftlich unter Mit-

teilung der Tagesordnung mit einer Frist 
von einer Woche einzuberufen. In drin-
genden Fällen können eine andere Form 
der Einberufung und eine kürzere Frist 
gewählt werden. 

 
(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, 

wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung 
ordnungsgemäß geladen sind und min-
destens die Hälfte der Mitglieder, darun-
ter der Vorsitzende oder sein Stellvertre-
ter, an der Beschlussfassung teilnimmt.  

 

§ 9 Vorsitz, Einberufung und Beschlussfas-
sung des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat wählt mit einer Mehrheit 

von zwei Dritteln der Mitglieder, aus de-
nen er insgesamt zu bestehen hat, aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden und ei-
nen Stellvertreter für die durch § 8 fest-
gelegte Amtszeit. 

 
(2) Der Vorsitzende oder im Verhinderungs-

fall sein Stellvertreter beruft den Auf-
sichtsrat ein, so oft die Geschäfte es er-
fordern, oder wenn es vom Vorstand 
oder einem Aufsichtsratsmitglied unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe 
verlangt wird;  

 
(3) Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im 

Kalenderhalbjahr abhalten. Der Auf-
sichtsrat kann allerdings beschließen, 
dass nur eine Sitzung im Kalenderhalb-
jahr abzuhalten ist. 

 
(4) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen 

des Aufsichtsrates teil, wenn nicht der 
Aufsichtsrat hierüber im Einzelfall anders 
entscheidet. 

 
(5) Die Sitzungsunterlagen sollen mit der 

Tagesordnung versandt werden. Die Ta-
gesordnung wird vom Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates im Benehmen mit dem 
Vorstand aufgestellt. 

 
(6) Der Aufsichtsrat ist in Textform unter 

Mitteilung der Tagesordnung mit einer 
Frist von mindestens einer Woche ein-
zuberufen. In dringenden Fällen können 
eine andere Form der Einberufung und 
eine kürzere Frist gewählt werden. 

 
(7) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, 

wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung 
ordnungsgemäß geladen sind und min-
destens die Hälfte der Mitglieder, aus 
denen er insgesamt zu bestehen hat, 
teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann 
an der Beschlussfassung teil, wenn es  
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Ist der Aufsichtsrat in einer ordnungs-
gemäß einberufenen Sitzung nicht be-
schlußfähig, so kann binnen zwei Wo-
chen eine neue Sitzung mit gleicher Ta-
gesordnung nach Abs. 3 Satz 1 einberu-
fen werden. 

 
 
 
 

 
(5) Der Aufsichtsrat beschließt mit der 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes 
bestimmt ist. Ergibt eine Abstimmung 
Stimmengleichheit, so muss der Auf-
sichtsrat auf Verlangen eines Mitgliedes 
des Aufsichtsrates oder des Vorstandes 
im Anschluss an die erste eine erneute 
Abstimmung in derselben Aufsichtsrats-
sitzung durchführen. Ergibt sich auch bei 
dieser erneuten Abstimmung Stimmen-
gleichheit, so zählt die Stimme des Vor-
sitzenden doppelt. Dies gilt im Falle der 
Verhinderung des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates an der Teilnahme auch 
zugunsten derjenigen Person, die vom 
Aufsichtsratsvorsitzenden mit der schrift-
lichen Stimmabgabe betraut worden ist. 

 
(6) An den Sitzungen des Aufsichtsrates 

und seiner Ausschüsse können anstelle 
von verhinderten Aufsichtsratsmitglie-
dern Personen teilnehmen, die dem Auf-
sichtsrat nicht angehören, wenn diese 
sie hierzu in Textform ermächtigt haben 
(§ 109 Abs. 3 AktG). Ermächtigt werden 
können nur Personen, die derselben 
Gruppe wie die verhinderten Aufsichts-
ratsmitglieder angehören. Für die er-
mächtigten Personen gelten die §§ 93, 
116 AktG entsprechend. 

 
 
 
 
 
 

sich der Stimme enthält. Ist der Auf-
sichtsrat in einer ordnungsgemäß einbe-
rufenen Sitzung nicht beschlussfähig, so 
kann binnen zwei Wochen eine neue 
Sitzung mit gleicher Tagesordnung nach 
Abs. 6 Satz 1 einberufen werden. 
 

(8) Bei Verhinderung des Vorsitzenden und 
des Stellvertreters wählen die Mitglieder 
aus ihrer Mitte heraus einen Versamm-
lungsleiter, der die Sitzung leitet. 
 

(9) Der Aufsichtsrat beschließt mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes 
bestimmt ist. Ergibt eine Abstimmung 
Stimmengleichheit, so hat bei einer er-
neuten Abstimmung über denselben 
Gegenstand, wenn auch sie Stimmen-
gleichheit ergibt, der Aufsichtsrats-
vorsitzende zwei Stimmen. Auch die 
zweite Stimme des Vorsitzenden kann 
schriftlich abgegeben werden. 
 
 
 
 
 
 
 

(10) An den Sitzungen des Aufsichtsrates 
und seiner Ausschüsse können anstelle 
von verhinderten Aufsichtsratsmitglie-
dern Personen teilnehmen, die dem Auf-
sichtsrat nicht angehören, wenn diese 
sie hierzu in Textform ermächtigt haben. 
Ermächtigt werden können nur Perso-
nen, die derselben Gruppe (Gemeinde-
rats-, Stadt-verwaltungs- oder Arbeit-
nehmervertreter) wie die verhinderten 
Aufsichtsratsmitglieder angehören. Die 
ermächtigten Personen unterliegen den-
selben Verschwiegenheitspflichten wie 
die Mitglieder des Aufsichtsrats; hierauf 
ist in der Ermächtigung ausdrücklich hin-
zuweisen. Der Aufsichtsratsvorsitzende 
kann zur Teilnahme an Sitzungen des 
Aufsichtsrats weitere Personen zu Zwe-
cken der Auskunftserteilung oder der Be-
ratung des Aufsichtsrats, ferner einen 
Schriftführer zulassen. 
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(7) Über die Verhandlungen und Beschlüs-

se des Aufsichtsrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Vorsitzen-
den der Sitzung zu unterzeichnen ist. 

 
(8) Erklärungen des Aufsichtsrates werden 

vom Vorsitzenden oder im Verhinde-
rungsfall seinem Stellvertreter unter der 
Bezeichnung »Aufsichtsrat der Stuttgar-
ter Straßenbahnen AG« abgegeben; 

 
(9) Der Aufsichtsrat bildet unmittelbar nach 

der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden 
und seines Stellvertreters einen Aus-
schuss gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG. 

 
 

 
(11) Verhinderte Aufsichtsratsmitglieder kön-

nen dadurch an der Beschlussfassung 
des Aufsichtsrates und seiner Aus-
schüsse teilnehmen, dass sie ihre 
schriftliche Stimmabgabe durch eine an-
dere zur Teilnahme berechtigte Person 
überreichen lassen (Stimmbotschaft). 
 

(12) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse 
in der Regel in Sitzungen. Außerhalb 
von Sitzungen ist eine Beschlussfassung 
auf Vorschlag des Aufsichtsratsvorsit-
zenden oder seines Stellvertreters im 
Umlaufverfahren in Textform oder auf te-
lefonischem Weg zulässig, wenn kein 
Mitglied dieser Abstimmungsform wider-
spricht; hierauf ist in der Beschlussvorla-
ge ausdrücklich hinzuweisen. Das Be-
schlussergebnis ist unverzüglich schrift-
lich niederzulegen und den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates mitzuteilen. 

 
(13) Über die Verhandlungen und Beschlüs-

se des Aufsichtsrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, die vom Vorsitzen-
den der Sitzung zu unterzeichnen ist. 
 

(14) Erklärungen des Aufsichtsrates werden 
vom Vorsitzenden oder im Verhinde-
rungsfall seinem Stellvertreter unter der 
Bezeichnung »Aufsichtsrat der Stuttgar-
ter Straßenbahnen AG« abgegeben. 

 
(15) Der Aufsichtsrat bildet unmittelbar nach 

der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden 
und seines Stellvertreters einen Aus-
schuss gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG. 
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§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat überwacht entspre-

chend den gesetzlichen Bestimmun-
gen die Tätigkeit des Vorstandes. 

 
(2) Abgesehen von den im Gesetz und an 

anderer Stelle der Satzung vorgese-
henen Fällen bedürfen der Zustim-
mung des Aufsichtsrates: 

 
1. Der Wirtschaftsplan; 
 
2. Beförderungsentgelte und Beförde-

rungsbedingungen im Sinne des Per-
sonenbeförderungsgesetzes; 

 
 
 
3. Verträge über den Bezug von Fahr-

strom; 
 
4. Straßenbenutzungsverträge mit Trä-

gern der Straßenbaulast; 
 
5. Errichtung neuer, sowie Übernahme, 

wesentliche Änderung und Aufhebung 
bestehender Verkehrslinien; 

 
6. Übernahme neuer Aufgaben; 
 
7. Erwerb und Veräußerung von Beteili-

gungen, wenn im Einzelfall die durch 
Beschluss des Aufsichtsrates festge-
legte Wertgrenze überschritten wird; 

 
8. Benennung von Vertretern für den 

Aufsichtsrat oder das entsprechende 
Organ eines Beteiligungsunterneh-
mens; 

 
9. Stimmabgabe in Gesellschafterver-

sammlungen oder entsprechenden 
Organen von Beteiligungsunterneh-
men, soweit es sich um wichtige Sat-
zungsänderungen, die Auflösung ei-
nes Unternehmens, die Zustimmung 
zur Übertragung oder Verpfändung 
von Anteilen an dem betreffenden  
 

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrats 
 
(1) Der Aufsichtsrat überwacht entspre-

chend den gesetzlichen Bestimmungen 
die Tätigkeit des Vorstandes. 

 
(2) Abgesehen von den im Gesetz und an 

anderer Stelle der Satzung vorgesehe-
nen Fällen bedürfen der Zustimmung 
des Aufsichtsrates: 

 
1. Der Wirtschaftsplan; 
 
2. Beförderungsentgelte und Beförde-

rungsbedingungen im Sinne des Perso-
nenbeförderungsgesetzes sowie die 
Stimmabgabe im Verkehrs- und Tarif-
verbund Stuttgart; 

 
 
 
 
 
 
 
3. Errichtung neuer, sowie Übernahme und 

wesentliche Änderung und Aufhebung 
bestehender Verkehrslinien; 

 
4. Errichtung, Erwerb und Veräußerung von 

Unternehmen und Beteiligungen; 
 
 

 
 
 
5. Benennung von Vertretern für den Auf-

sichtsrat oder ein anderes Kontrollgre-
mium eines Beteiligungsunternehmens; 
 
 

6. Stimmabgabe in Gesellschafterver-
sammlungen oder entsprechenden Or-
ganen von Beteiligungsunternehmen, 
soweit es sich um Satzungsänderungen, 
die Auflösung eines Unternehmens, die 
Zustimmung zur Übertragung oder Ver-
pfändung von Anteilen an dem betref-
fenden Beteiligungsunternehmen oder  
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Beteiligungsunternehmen oder um 
andere Beschlüsse handelt, die sich 
wesentlich auf die Beteiligung auswir-
ken; 
 

10. Erwerb, Veräußerung und Belastung 
von Grundstücken und grundstücks-
gleichen Rechten, wenn im Einzelfall 
die durch Beschluss des Aufsichtsra-
tes festgelegte Wertgrenze überschrit-
ten wird; 
 

11. Aufnahme von Darlehen, Übernahme 
von Bürgschaften und Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen sowie Bestel-
lung anderer Sicherheiten, wenn im 
Einzelfall die durch Beschluss des 
Aufsichtsrates festgelegten Wertgren-
zen überschritten werden; 
 

12. Freiwillige Zuwendungen, Hingabe 
von Darlehen, Verzicht auf fällige An-
sprüche, Führung von Rechtsstreiten 
und Abschluss von Vergleichen über 
fällige Ansprüche, wenn im Einzelfall 
die durch Beschluss des Aufsichtsra-
tes festgelegten Wertgrenzen über-
schritten werden; in Haftpflichtfällen 
bedarf es nicht der Zustimmung des 
Aufsichtsrates; 
 

13. Ausführung von Vorhaben des Ver-
mögensplans, bei Bauvorhaben auch 
die Schlussabrechnung, wenn die 
Ausgabe im Einzelfall die durch Be-
schluss des Aufsichtsrates festgelegte 
Wertgrenze übersteigt; 

 
14. Verträge über Lieferungen und  Leis-

tungen an die Gesellschaft, soweit 
vorstehend nicht besonders erwähnt, 
sowie die Einleitung von Vergabever-
fahren nach der Vergabeverordnung, 
soweit betreffende Lieferung oder 
Leistungen nicht bereits im Vermö-
gensplan enthalten sind. Dies gilt in al-
len Fällen, in denen die durch Be-
schluss des Aufsichtsrates festgelegte 
Wertgrenze überschritten wird; 
 

15. Regelung allgemeiner Personalver-
hältnisse, wenn sie von besonderer 
oder grundsätzlicher Bedeutung ist; 

um andere Beschlüsse handelt, die sich 
wesentlich auf die Beteiligung auswir-
ken; 
 
 

7. Erwerb, Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten, wenn im Einzelfall die durch 
Beschluss des Aufsichtsrates festgelegte 
Wertgrenze überschritten wird; 
 
 

8. Aufnahme von Darlehen, Übernahme 
von Bürgschaften und Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen sowie Bestellung 
anderer Sicherheiten, wenn im Einzelfall 
die durch Beschluss des Aufsichtsrates 
festgelegten Wertgrenzen überschritten 
werden; 
 

9. Freiwillige Zuwendungen, Hingabe von 
Darlehen, Verzicht auf fällige Ansprüche, 
Führung von Aktivprozessen und Ab-
schluss von Vergleichen über fällige An-
sprüche, wenn im Einzelfall die durch 
Beschluss des Aufsichtsrates festgeleg-
ten Wertgrenzen überschritten werden; 
 
 
 
 

10. Ausführung von Vorhaben des Vermö-
gensplans, bei Bauvorhaben auch die 
Schlussabrechnung, wenn die Ausgabe 
im Einzelfall die durch Beschluss des 
Aufsichtsrates festgelegte Wertgrenze 
übersteigt; 

 
11. Verträge über Lieferungen und Leistun-

gen an die Gesellschaft, soweit sie nicht 
bereits durch den Beschluss zum Wirt-
schaftsplan abgedeckt sind und soweit 
die durch Beschluss des Aufsichtsrates 
festgelegte Wertgrenze überschritten 
wird; 

 
 
 
12. Regelung von Personalverhältnissen bis 

zur zweiten Organisationsebene, wenn 
sie von besonderer oder grundsätzlicher 
Bedeutung sind; 



Seite 9 von 14 

 

2004 2013 

 
16. Erteilung und Widerruf von Prokuren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäf-
te keinen Aufschub dulden und auch die 
Einberufung des Aufsichtsrates nach § 9 
Abs. 3 Satz 2 eine unverzügliche Be-
schlußfassung nicht ermöglicht, darf der 
Vorstand mit Zustimmung des Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates oder im Verhinde-
rungsfall seines Stellvertreters selbständig 
handeln. Die Gründe für die Eilentschei-
dung und die Art der Erledigung sind dem 
Aufsichtsrat in der nächsten Sitzung mitzu-
teilen. 
 

 
13. Erteilung und Widerruf von Prokuren, 

soweit es nicht um die Löschung von 
Prokuren ausgeschiedener Mitarbeiter 
geht; 

 
14. Dauerschuldverhältnisse (z.B. Miet-, 

Pacht- und Leasingverträge), deren feste 
Laufzeit und/oder Wert die durch Be-
schluss des Aufsichtsrates festgelegten 
Grenzen überschreiten. 

 
(3) Der Aufsichtsrat kann durch Beschluss 

weitere Geschäfte seiner vorherigen Zu-
stimmung unterwerfen; außerdem kann 
er den in Abs. (2) vorgesehenen Zu-
stimmungskatalog näher konkretisieren. 

 
(4) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäfte 

keinen Aufschub dulden und auch die 
Einberufung des Aufsichtsrates nach § 9 
Abs. 6 Satz 2 eine rechtzeitige Be-
schlussfassung nicht ermöglichen wür-
de, darf der Vorstand mit Zustimmung 
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
oder im Verhinderungsfall seines Stell-
vertreters selbständig handeln. Die 
Gründe für die Eilentscheidung und die 
Art der Erledigung sind dem Aufsichtsrat 
in der nächsten Sitzung mitzuteilen. 
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§ 11 Beratender Ausschuss 
 
(1) Die Gesellschaft hat einen »Beraten-

den Ausschuss«. 
 
 
(2) Der Beratende Ausschuss setzt sich 

aus den Mitgliedern des Aufsichtsrates 
sowie 8 weiteren Mitgliedern zusam-
men. 

 
(3) Die weiteren Mitglieder werden je zur 

Hälfte von der Stadt Stuttgart und vom 
Betriebsrat für die Dauer der Amtszeit 
des amtierenden Aufsichtsrates ent-
sandt. 

 
(4) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist 

gleichzeitig Vorsitzender des Beraten-
den Ausschusses. Er wird auch im Be-
ratenden Ausschuss von seinem Stell-
vertreter vertreten. 

 
 
(5) Der Beratende Ausschuss hat die 

Aufgabe, den Aufsichtsrat zu beraten 
und zu unterstützen. 

 
 

§ 11 Beirat 
 

(1) Die Gesellschaft hat einen Beirat. Die 
Anzahl der Beiratsmitglieder wird von 
der Hauptversammlung festgelegt. 

 
(2) Die Beiratsmitglieder werden je zur Hälf-

te von der Landeshauptstadt Stuttgart 
und von den Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat der SSB berufen. Die Beru-
fung erfolgt für die Dauer bis zum Ende 
der Hauptversammlung, die über die 
Entlastung des Aufsichtsrats über das 
vierte Geschäftsjahr beschließt, das auf 
die Wahl des Beiratsmitglieds folgt, wo-
bei das Geschäftsjahr, in dem die Amts-
zeit des Beiratsmitglieds begonnen hat, 
nicht mitgerechnet wird. Bei der Beru-
fung kann für jedes Beiratsmitglied eine 
kürzere Amtszeit vorgesehen werden. 

 
(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden und einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

 
 
(4) Der Vorsitzende, im Verhinderungsfall 

sein Stellvertreter, beruft den Beirat un-
ter Angabe der Tagesordnung ein und 
leitet dessen Sitzungen. 

 
 
(5) Der Beirat tritt in der Regel mindestens 

zwei Mal jährlich zu Sitzungen zusam-
men.  

 
(6) Der Beirat hat die Aufgabe, die Gesell-

schaft bei Geschäftsführungsfragen von 
grundsätzlicher Bedeutung zu beraten. 
Im Einzelfall steht er auch zur Beratung 
des Aufsichtsrats zur Verfügung. Zu die-
sem Zweck kann er auch gemeinsam mit 
dem Aufsichtsrat tagen. 

 
(7) Die gesetzlichen Rechte des Vorstands 

und Aufsichtsrats bleiben unberührt. 
 

(8) Die Vergütung der Beiratsmitglieder wird 
durch Beschluss der Hauptversammlung 
festgelegt. 
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§ 12 Einberufung der Hauptversammlung 
und Vorsitz 
 
(1) Die Hauptversammlung wird durch 

den Vorstand einberufen, soweit das 
Gesetz nichts anderes bestimmt. 

 
(2) Den Vorsitz in der Hauptversammlung 

führt der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes oder im Verhinderungsfall sein 
Stellvertreter. 

 
 

 
§ 12 Einberufung der Hauptversammlung und 
Vorsitz 
 
(1) Die Hauptversammlung wird durch den 

Vorstand einberufen, soweit das Gesetz 
nichts anderes bestimmt. 

 
(2) Den Vorsitz in der Hauptversammlung 

führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates 
oder im Verhinderungsfall sein Stellver-
treter. 

 
 

 
§ 13 Beschlußfassung der Hauptversamm-
lung 
 
(1) Beschlüsse der Hauptversammlung 

bedürfen, soweit Gesetz oder Satzung 
nichts anderes bestimmen, der einfa-
chen Mehrheit des in der Versamm-
lung vertretenen Grundkapitals. 

 
(2) Zu Satzungsänderungen und zur Auf-

lösung der Gesellschaft ist eine Mehr-
heit von drei Vierteln des gesamten 
Grundkapitals erforderlich. 

 
 
§ 14 Wirtschaftsplan, Rechnungslegung 
und Prüfung 
 
(1) Der Vorstand stellt so rechtzeitig einen 

Wirtschaftsplan auf, dass der Auf-
sichtsrat vor Beginn des Geschäftsjah-
res über die Zustimmung beschließen 
kann. Der Wirtschaftsplan umfasst den 
Erfolgsplan und den Vermögensplan 
sowie eine fünfjährige Finanzplanung 
und ist in sinngemäßer Anwendung 
der für Eigenbetriebe geltenden Vor-
schriften zu gliedern. 

 
(2) Über die tatsächliche Entwicklung der 

Aufwendungen und Erträge im Ver-
gleich zum Erfolgsplan ist dem Auf-
sichtsrat laufend zu berichten. 
 
 

 

 
§ 13 Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung 
 
(1) Beschlüsse der Hauptversammlung be-

dürfen, soweit Gesetz oder Satzung 
nichts anderes bestimmen, der einfa-
chen Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. 

 
(2) Zu Satzungsänderungen und zur Auflö-

sung der Gesellschaft ist eine Mehrheit 
von drei Vierteln des gesamten Grund-
kapitals erforderlich. 

 
 
§ 14 Wirtschaftsplan 
 
(1) Der Vorstand stellt so rechtzeitig einen 

Wirtschaftsplan auf, dass der Aufsichts-
rat vor Beginn des Geschäftsjahres über 
die Zustimmung beschließen kann. 

 
(2) Der Wirtschaftsplan umfasst den Erfolgs-

plan, den Liquiditätsplan (Vermögens-
plan) und den Investitionsplan sowie die 
Stellenübersicht. Ferner ist eine fünfjäh-
rige mittelfristige Erfolgs-, Liquiditäts- 
und Investitionsplanung (Finanzplan) zu 
erstellen. Für den Wirtschaftsplan und 
den Finanzplan sind sinngemäß die für 
Eigenbetriebe geltenden Vorschriften 
anzuwenden. 
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(3) Ergibt sich bei Vorhaben des Vermö-
gensplanes, dass nicht unerhebliche 
Mehrausgaben unabweisbar sind oder 
keinen Aufschub dulden, so hat der 
Vorstand den Aufsichtsrat unverzüg-
lich zu unterrichten. Andere Mehraus-
gaben für Vorhaben des Vermögens-
planes, die nicht durch Minderausga-
ben innerhalb derselben Ausgaben-
gruppe (Infrastrukturaus- und –
neubauten, Grundstücke und Gebäu-
de, Fahrzeuge, sonstige Investitionen) 
gedeckt werden können, bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des Aufsichts-
rates. Wenn von den veranschlagten 
Ausgaben und Einnahmen in erhebli-
chem Umfang abgewichen werden 
muss, ist der Vermögensplan durch 
einen Nachtragsplan zu ändern. 

 
(4) Der Stadt Stuttgart ist der Wirtschafts-

plan des Unternehmens zu übersen-
den. 

 
(5) Für die Aufstellung und Prüfung von 

Jahresabschluss und Lagebericht sind 
unabhängig von den Größenmerkma-
len die Vorschriften entsprechend an-
zuwenden, die nach dem Dritten Buch 
des Handelsgesetzbuchs-HGB für 
große Kapitalgesellschaften gelten. 

 
(6) Der Stadt Stuttgart ist der Jahresab-

schluss und der Lagebericht sowie der 
Prüfungsbericht des Abschlussprüfers 
zu übersenden. 

 
(7) Für die Prüfung der Betätigung der 

Gemeinde bei dem Unternehmen sind 
dem Rechnungsprüfungsamt und der 
für die überörtliche Prüfung zuständi-
gen Prüfungsbehörde die Befugnisse 
des § 54 HGrG in der jeweils gültigen 
Fassung eingeräumt. 

 
(8) Der überörtlichen Prüfung der Haus-

halts- und Wirtschaftsführung des Un-
ternehmens stehen die Rechte nach 
Maßgabe des § 114 Abs. 1 GemO in 
der jeweils gültigen Fassung zu. 

 

(3) Über die Entwicklung des Geschäftsjah-
res berichtet der Vorstand dem Auf-
sichtsrat vierteljährlich. Wenn von den 
veranschlagten Ausgaben und Einnah-
men in erheblichem Umfang abgewichen 
wird, ist der Vermögensplan durch einen 
Nachtragsplan zu ändern. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4)  Die Entwürfe des Wirtschaftsplans und 

des Finanzplans sind vom Vorstand 
möglichst frühzeitig der Beteiligungsver-
waltung der Landeshauptstadt  Stuttgart 
zu übersenden und mit ihr abzustimmen. 
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§ 15 Leistungsverkehr zwischen Gesell-
schaft und Aktionären 
 
Der gesamte Leistungsverkehr zwischen 
Gesellschaft und Aktionären ist im Sinne 
der steuerrechtlichen Grundsätze über 
verdeckte Gewinnausschüttungen ange-
messen abzurechnen. Bei Verstößen da-
gegen ist der zu Unrecht begünstigte Akti-
onär verpflichtet, den ihm zugewandten 
Vorteil zurückzuerstatten oder wertmäßig 
zu ersetzen. 

 
§ 15 Rechnungslegung und Prüfung 

(1) Der Jahresabschluss, der Lagebericht 
und der Konzernabschluss sind in ent-
sprechender Anwendung der Vorschriften 
des Dritten Buchs des Handelsgesetz-
buchs für große Kapitalgesellschaften 
aufzustellen und durch den Abschlussprü-
fer zu prüfen. Den Prüfungsauftrag erteilt 
der Vorsitzende des Aufsichtsrats. 

(2) Die Abschlussprüfung hat sich auch auf 
die in § 53 des Haushaltgrundsätze-
gesetzes genannten Maßnahmen zu er-
strecken. 

(3) Nach Abschluss der Prüfung hat der Vor-
stand den Jahresabschluss, den Lagebe-
richt und den Konzernabschluss unver-
züglich dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der 
Abschlussprüfer nimmt an den Beratun-
gen des Aufsichtsrats teil. Billigt der Auf-
sichtsrat den Jahresabschluss, so ist die-
ser festgestellt. Die Beschlüsse des Vor-
stands und des Aufsichtsrates sind in den 
Bericht des Aufsichtsrates an die Haupt-
versammlung aufzunehmen. 

(4) Der Jahresabschluss und der Bericht des 
Wirtschaftsprüfers sind der Landeshaupt-
stadt Stuttgart zu übersenden. 

(5) Für die Prüfung der Betätigung der Ge-
meinde bei dem Unternehmen sind dem 
Rechnungsprüfungsamt und der für die 
überörtliche Prüfung zuständigen Prü-
fungsbehörde die in § 54 des 
Hauhaltsgrundsätzegesetzes in der je-
weils gültigen Fassung vorgesehenen Be-
fugnisse eingeräumt. 

(6) Der überörtlichen Prüfung der Haushalts- 
und Wirtschaftsführung des Unterneh-
mens stehen die Rechte nach Maßgabe 
des § 114 Absatz 1 der Gemeindeord-
nung Baden-Württemberg in der jeweils 
gültigen Fassung zu. 
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 § 16 Leistungsverkehr zwischen Gesellschaft 
und Aktionären 
 
Der gesamte Leistungsverkehr zwischen Ge-
sellschaft und Aktionären ist im Sinne der 
steuer-rechtlichen Grundsätze über verdeckte 
Gewinnausschüttungen angemessen abzu-
rechnen. Bei Verstößen dagegen ist der zu 
Unrecht begünstigte Aktionär verpflichtet, den 
ihm zugewandten Vorteil zurückzuerstatten 
oder wertmäßig zu ersetzen.  
 

§ 16 Bekanntmachungen 
 
Die gesetzlich notwendigen Bekanntma-
chungen der Gesellschaft werden im elekt-
ronischen Bundesanzeiger und im Amts-
blatt der Stadt Stuttgart veröffentlicht. 
 

§ 17 Bekanntmachungen 
 
Die gesetzlich notwendigen Bekanntmachun-
gen der Gesellschaft werden im Bundesan-
zeiger veröffentlicht. Im Amtsblatt der Stadt 
Stuttgart werden zusätzlich die Veröffentli-
chungen gem. Public Corporate Governance 
Kodex der Landeshauptstadt Stuttgart veröf-
fentlicht.  Der Geschäftsbericht wird auf der 
Homepage der Gesellschaft eingestellt. 
    

§ 18 Schlussbestimmungen 
 
(1) Soweit in dieser Satzung keine besonde-

ren Regelungen getroffen sind, gelten 
die Bestimmungen des Aktiengesetzes. 
Soweit gesetzliche Bestimmungen und 
diese Satzung nicht entgegenstehen, gilt 
ergänzend der Public Corporate 
Governance Kodex für die Landeshaupt-
stadt Stuttgart in der jeweils gültigen 
Fassung. 

 
(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestim-

mungen dieser Satzung lässt die Wirk-
samkeit der Satzung im Übrigen unbe-
rührt, soweit dem Treu und Glauben 
nicht zwingend entgegenstehen. Die Ak-
tionäre sind in einem solchen Falle ver-
pflichtet, an der Vereinbarung von Be-
stimmungen mitzuwirken, durch die ein 
den unwirksamen Bestimmungen wirt-
schaftlich möglichst nahe kommendes 
Ergebnis rechtswirksam erzielt wird. 
Dasselbe gilt, wenn bei der Durchfüh-
rung der Satzung eine ergänzungsbe-
dürftige Lücke offenbar wird. 

 


